
tralen Organe der staatlichen Verwaltung auf die 
wesentlichen Fragen ist ohne die entsprechende An­
näherung der operativen Leitungsfunktionen an die 
Produktion und die Erhöhung der Vollmachten und der 
Verantwortung der örtlichen Organe der Staatsmacht, 
der WB und der Betriebe, nicht möglich. Eins bedingt 
das andere.

Im Rahmen dieses Beitrags ist es nicht möglich, im 
einzelnen Funktion, Aufgabe und Arbeitsweise der 
VVB darzustellen. Hier soll nur auf einige Fragen ein­
gegangen werden, die die VVB als eine neue Form der 
Leitung der Industriezweige charakterisieren.

•Über den Inhalt und die Organisation der Leitung 
der Industriezweige gab es in der Vorbereitung des 
Gesetzes über die Vervollkommnung und Verein­
fachung der Arbeit des Staatsapparates verschiedene 
Standpunkte. Es gab Meinungen, die die notwendig 
werdenden Veränderungen in der staatlichen Leitung 
der Wirtschaft als eine „Reorganisation der Industrie“ 
auffaßten und nur vom Standpunkt der Struktur und 
der Form der Leitung betrachteten. Es fehlte in diesen 
Vorschlägen über die Form der Leitung der Industrie­
zweige fast völlig die Rolle der Arbeiter und der Ge­
werkschaften bei der Leitung der Industrie. Es ging 
mithin bei dieser politischen Auseinandersetzung im 
Wesen um das richtige Begreifen und die klassen­
mäßige Anwendung des Prinzips des demokratischen 
Zentralismus in den Fragen der Leitung der Wirtschaft 
durch den Staat. Es ging um die Durchsetzung der 
marxistischen Auffassung von der Rolle der Massen; 
es ging um die praktische Anwendung einer Grund­
lehre des Marxismus-Leninismus, nach der die sozia­
listische Gesellschaft das Werk der unter der Führung 
der marxistischen Partei bewußt handelnden Massen 
ist und von der Bewußtheit der Massen die Stärke un­
seres Staates abhängt.

Angesichts der bereits dargelegten neuen Bedingun­
gen und der gewachsenen Aufgaben mußte das Neue in 
der Leitung der Industrie vor allem in der richtigen 
Verbindung von Zentralismus und Demokratie be­
stehen. Diese richtige Verbindung, die nicht mehr bei 
den Hauptverwaltungen der Ministerien bestand, wurde 
durch die Bildung der VVB ermöglicht. Damit unser 
Arbeiter-und-Bauern-Staat seine Aufgaben erfüllen 
kann, muß gegenwärtig — wie bereits dargelegt 
wurde — die Einheit von straffer zentraler Planung und 
Leitung hergestellt, die Kontrolle der Durchführung 
der Pläne gesichert und die größtmögliche Teilnahme 
der Werktätigen an der Lenkung von Staat und Wirt­
schaft konsequenter als bisher verwirklicht werden. 
Weil die Staatliche Plankommission als das zentrale 
Organ des Ministerrates sich nur mit den grundsätz­
lichen zentralen Fragen der Planung und Leitung der 
gesamten Volkswirtschaft sowie mit der Kontrolle der 
Durchführung der Pläne befassen kann, wurde ein sol­
ches Organ für die Leitung von Betrieben eines Indu­
striezweiges notwendig, das das operativ durchführende 
Organ der Staatlichen Plankommission und damit 
gleichzeitig das leitende Organ unserer Arbeiter-und- 
Bauern-Macht für die Planung und Leitung der ihr 
unterstellten Betriebe und Einrichtungen darstellt. 
Deshalb erhielt die WB das Recht und die Pflicht der 
Planung und Leitung der ihr unterstellten Betriebe. 
Ihr wurde die Pflicht aufgetragen, die Perspektivpläne 
für die ökonomische und technische Entwicklung der 
ihr unterstellten Betriebe auszuarbeiten. Sie hat die 
Erfüllung der Pläne durch eine operative Plankontrolle, 
durch die Unterstützung der Betriebe bei der Über­
windung von Schwierigkeiten, durch die Übertragung 
der Erfahrungen und Methoden auf andere Betriebe, 
durch die Organisierung der sozialistischen Hilfe der 
Betriebe untereinander usw. zu sichern. Im Rahmen 
der ihr übertragenen Aufgaben erhielt der Hauptdirek­
tor der VVB das Weisungsrecht gegenüber den unter­
stellten Betrieben, um die Einheit von Planung und 
Leitung auch in dem von der VVB zu leitenden Indu­
striezweig zu gewährleisten4.

Ohne ein solches zentrales Wirtschaftsorgan, wie es 
die WB darstellt, wäre sowohl die spezialisierte Ent­
wicklung eines Industriezweiges und die volle Durch­
führung der Aufgaben dieses Industriezweiges ent-

* §§ 1 Abs. 4, 9 Abs. 4, 14 der VO über die Statuten der Ver­
einigungen volkseigener Betriebe im Bereich der Staatlichen 
Plankommission (GBl. I S. 149) vom 13. Februar 1958.

sprechend den staatlichen Plänen als auch eine koordi­
nierende Planung aller Betriebe des Industriezweiges, 
die koordinierende Zusammenarbeit der Betriebe und 
Einrichtungen eines Industriezweiges, die volle Aus­
nutzung aller in den Betrieben vorhandenen Reserven 
nicht möglich.

Das ist jedoch nur die eine Seite der Leitung durch 
die VVB. Die andere Seite besteht darin, daß die VVB 
die Planung und Leitung des Industriezweiges in eng­
ster Verbindung mit den Werktätigen zu verwirklichen 
hat* 5. Das Kernproblem bei der Verwirklichung der 
Leitung der Industrie durch die VVB ist, die Arbeiter, 
Angestellten und die technische Intelligenz mehr als 
bisher in die Leitung des Industriezweiges einzube­
ziehen. Die Leitung der VVB soll das Neue, das sich 
in den ihr unterstellten Betrieben in der Mitarbeit der 
Werktätigen zeigt, bewußt weiterentrwickeln. Gerade in 
dieser Arbeit kommt es auch für die neuen Leitungen 
der WB darauf an, den sozialistischen Arbeitsstil zu 
entwickeln und in ihrer eigenen Arbeit und der Arbeit 
der Leitungen der ihr unterstellten Betriebe auf die 
Einheit von ökonomischer und politischer Tätigkeit zu 
achten. Nur dann erreichen wir die aktive Mitwirkung 
der Werktätigen im Betrieb. Die Formen und Metho­
den dazu, die aktive Mitwirkung der Werktätigen und 
Gewerkschaften an der Leitung des Industriezweiges 
und der ihr unterstehenden Betriebe zu fördern, sind 
äußerst vielfältig. Im Statut der WB sind einige der 
Hauptmethoden, der neuen Arbeitsweise der WB zur 
Verwirklichung der sozialistischen Leitungsprinzipien 
aufgezählt6. Sie reichen von den Produktions- und 
Rentabilitätsberatungen in den Brigaden, Meisterberei­
chen und Abteilungen, dem Abschluß der Betriebs­
kollektivverträge, der Förderung aller Formen des 
sozialistischen Wettbewerbs, den ökonomischen Konfe­
renzen der Betriebe und Industriezweige bis zur 
Rechenschaft der verantwortlichen Wirtschaftsfunktio­
näre über die Erfüllung der Beschlüsse der Produk­
tionsberatungen, des Betriebskollektivvertrages und 
der ökonomischen Konferenzen in den Versammlungen 
und Konferenzen der Gewerkschaft.

Die VVB stellen auch deshalb eine neue Form der 
Leitung der Industrie dar, weil ihre Aufgabe darin be­
steht, die selbständige Leitung und Plandurchführung 
durch die Werkleiter der ihr unterstellten Betriebe und 
Einrichtungen zu fördern. Die Erhöhung der Verant­
wortung der Werkleiter und die Erhöhung der wirt­
schaftlich-operativen Selbständigkeit der Betriebe durch 
die WB sind ein weiterer Ausdruck der konsequente­
ren Anwendung des Prinzips des demokratischen Zen­
tralismus.

Nach der Bekanntgabe den Thesen des 32. Plenums des 
Zentralkomitees der SED gab es verschiedentlich Mei­
nungen, die die vorgeschlagenen WB als eine Wieder­
holung der bis zum Jahre 1951 bestehenden Vereini­
gungen Volkseigener Betriebe ansahen. Mitunter trifft 
man noch heute auf diese Meinung. Einige meinten, 
daß die VVB nicht nur die Produktion leiten, sondern 
auch alle Finanzmittel der Betriebe bewirtschaften, 
praktisch also sich mit dem Einzug der Gewinne der 
Produktion, Abgabe der Umlaufmittel usw. und auf 
der anderen Seite mit der Zuführung von Umlauf­
mitteln, Amortisationsgeldern usw. befassen sollten.

Auch Vertreter dieser Meinungen übersahen das 
Wesentliche, auf das es in der Leitung der Industrie 
in unserem Staat ankommt. Die wirtschaftlich-opera­
tive Selbständigkeit unserer Betriebe ist eine große 
Errungenschaft. Sie ermöglicht, dank dem Prinzip, der 
wirtschaftlichen Rechnungsführung, die Rentabilität 
der Betriebe zu steigern, die Akkumulationspläne 
besser zu erfüllen, alle Reserven in einem Betrieb auf­
zudecken. Die wirtschaftlich-operative Selbständigkeit 
der Betriebe ermöglicht, daß der gut arbeitende, ren­
table Betrieb auch in den Genuß der Anstrengungen 
der Arbeiter, Angestellten dieses Betriebes bei der 
Erfüllung des Produktions- und Gewinnplans kommt.

Die Betriebe, die den WB (Z) und WB (L) in den 
Jahren 1948 bis 1951 unterstellt waren, waren juristisch 
unselbständig. Die wirtschaftlich-operative Selbständig­
keit der Betriebe war noch nicht gewährleistet. Die 
damaligen Klassenkampfbedingungen, die mangelnden 
Erfahrungen in der Leitung der Wirtschaft und einige

5 §§ l Abs. 4, 14 der VO über die Statuten.
6 § 14 der VO über die Statuten.


